
 

  

 

   

 EU-Informationen aus Brüssel  

 vom 09. Jun. 2022  

   

 



 

  

 

  

 Inhaltsverzeichnis 

  

 

Brüsseler Steuersymposium 2022 3 

Missbräuchliche Steuervermeidung:  

Berufsstand im Visier der Kommission 5 

Berufsrecht 6 

Update: EU-Geldwäsche-Paket 6 

Steuerrecht 7 

BStBK unterstützt Kampf gegen Briefkastenfirmen 7 

BStBK zur globalen Mindestbesteuerung (Säule 2) 9 

Kommission geht gegen Verschuldungsanreize vor 10 

ETAF-Konferenz zur Rolle des Berufsrechts 11 

 

 

 



3  I  EU-Informationen aus Brüssel 06/2022 

  

 

 

Brüsseler Steuersymposium 2022  
 

Am 18. Mai 2022 veranstaltete die BStBK zusammen mit dem DStV unter dem Dach der German 

Tax Advisers das Brüsseler Steuersymposium zum Thema „VAT im digitalen Zeitalter – e-Invoicing 

für europäische Unternehmen“. In der Vertretung des Landes Nordrhein-Westfalen und im mehr-

sprachigen Livestream fanden Mehrwertsteuerexpert*innen zusammen, um über den europäischen 

Ansatz zur Reform des Mehrwertsteuersystems zu diskutieren. 

In seiner Eröffnungsrede wies BStBK-Vizepräsident Dr. Holger Stein u. a. auf die wesentliche Be-

deutung der Mehrwertsteuer und die derzeit bestehende beachtliche Mehrwertsteuerlücke hin. Dem 

sollen e-Invoicing-Systeme zukünftig entgegenwirken. Neben der präventiven Betrugsbekämpfung 

sollten bei der Etablierung eines derartigen Systems aber insbesondere auch die potenziellen Effi-

zienzgewinne in die Betrachtung einbezogen werden, die sich vor allem in Form von Kosteneinspa-

rungen sowie verbesserten und effizienteren Prozessen widerspiegeln. Neben enormen zeitlichen 

Einsparungen vor allem auf der Rechnungseingangsseite lassen sich dadurch Transaktionsfehler 

vermeiden und Ressourcen schonen. Während Italien bereits seit 2019 von den zusätzlichen Vor-

teilen in Form von Kosteneinsparungen, Effizienzverbesserungen und Entbürokratisierung profitiert, 

bereiten weitere EU-Länder eine Einführung vor. 

 

Auf EU-Ebene erforscht die Kommission mit ihrer Initiative zur „Mehrwertsteuer im digitalen Zeitalter“ 

verschiedene Möglichkeiten für einen Gesetzesvorschlag im Herbst 2022. Die Initiative stellte Pat-

rice Pillet, Referatsleiter Mehrwertsteuer der Generaldirektion Steuern der EU-Kommission, dem in-

teressierten Publikum vor, und stellte sich anschließend in der Podiumsdiskussion den Fragen von 

Steuerberaterin und Mehrwertsteuerexpertin Dr. Stefanie Becker. Frau Dr. Becker und DStV-Vize-

präsident Christian Böke gaben zudem wichtige Impulse aus der Praxis und zum aktuellen Stand 

des e-Invoicings in Deutschland. Da verpflichtende e-Invoicing-Systeme insbesondere für KMU Her-

ausforderungen mit sich bringen können, sind für den Berufsstand die europäischen Vorgaben von 

großer Bedeutung. Dr. Andreas Strub, Referatsleiter im Europäischen Rat Wirtschaft und Finanzen, 

gab zusätzlich einen Einblick zu den Digitalisierungsfortschritten und Diskussionen zu e-Invoicing-

Systemen in den 27 Mitgliedstaaten. 

 

Ein Video-Mitschnitt der Veranstaltung ist auf der Website der German Tax Advisers abrufbar. 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13186-Mehrwertsteuer-im-digitalen-Zeitalter_de
https://www.germantaxadvisers.eu/de/events/
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Dr. Holger Stein, Vizepräsident der BStBK 

v.l.n.r.: StB/WP Christian Böke, DStV-Vizepräsident, Patrice PIllet, Referatsleiter Mehrwertsteuer, Europäische Kommis-

sion, Dr. Andreas Strub, Referatsleiter ECOFIN, Dr. Stefanie Becker, Mehrwertsteuerexpertin und Steuerberaterin 
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Missbräuchliche Steuervermeidung: Berufsstand im Visier der 

Kommission  
 

Am 25. April 2022 fand im Unterausschuss für Steuerfragen (FISC) des Europäischen Parlaments 

eine Anhörung zum Berufsrecht der Steuerberater statt mit dem Titel “Wie kann die Reglementierung 

von Intermediären intensiviert werden, um einen Beratungssektor zu schaffen, der ein gerechtes 

und benutzerfreundliches Steuersystem gewährleistet?”  

 

Die angehörten Expert*innen aus dem akademischen, journalistischen und privatwirtschaftlichen 

Bereich betonten, dass zuerst eine umfassende Umsetzung bereits bestehender Vorschriften erfor-

derlich sei. Auch eine bessere Ausbildung künftiger Steuerberater*innen im Hinblick auf ethische 

Aspekte in der Steuerberatung könne eine wichtige Rolle spielen. Besondere Hindernisse stellten 

zudem die ungleiche Ausgestaltung des Berufs sowie die regulatorischen Unterschiede in den Mit-

gliedstaaten dar. 

 

Die Europäische Kommission prüft derzeit, wie sie wirkungsvoll gegen Ermöglicher (EN: „enablers“) 

legaler, aber missbräuchlicher Steuervermeidung vorgehen kann. Bereits im Januar erfuhr die 

BStBK durch ein auf ETAF-Ebene geführtes Gespräch von diesbezüglichen Plänen der Kommis-

sion. Im Gespräch ist unter anderem die Verhängung von Sanktionen oder abschreckenden Strafen 

gegen die „Ermöglicher“ bestimmter legaler, aber missbräuchlicher Steuergestaltungen und die Ver-

sagung eines aus einer solchen Steuergestaltung resultierenden Steuervorteils, wenn dieser „vom 

Gesetzgeber nicht beabsichtigt war“. Im Rahmen der FISC-Anhörung kündigte die Kommission eine 

öffentliche Konsultation an, mit der verschiedene Möglichkeiten und Maßnahmen zur Reglementie-

rung im Bereich der steuerberatenden Berufe evaluiert werden sollen. Ein entsprechender Legisla-

tivvorschlag könnte im Herbst 2022 veröffentlicht werden.  

 

Angeblich, so die Kommission, möchte sie nicht den Berufsstand als solchen regulieren, sondern 

einen gewissen Schwellenwert festlegen, ab dem ein bestimmtes Vorgehen nicht mehr akzeptabel 

sei. Dabei soll es sich um eine Ex-ante-Maßnahme handeln, die Vorschriften im Hinblick auf die 

Erbringung von Steuerberatungsleistungen enthalten soll, um missbräuchliche Steuerpraktiken von 

Beginn an zu verhindern.  

 

 

 

https://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20220425IPR27813/meps-hear-experts-about-regulating-tax-advisers
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Die BStBK hat frühzeitig und mit Nachdruck 

• erklärt, dass es prinzipiell Aufgabe des Gesetzgebers bleiben muss, ungewünschte Geset-

zeslücken zu schließen und diese Aufgabe nicht auf die Steuerberaterbranche abgewälzt 

werden darf; 

• vor unbestimmten Rechtsbegriffen wie „zweifelhaft“, „schädlich“ oder „ungewollt“ gewarnt, 

weil diese aufgrund des Bestimmtheitsgebots und des Rechtsstaatsprinzips unbrauchbar 

sind; 

• für ein strenges Berufsrecht geworben, da es eine gute Grundverankerung für die Steuer-

rechtspflege bietet und 

• befürwortet, dass andere Mitgliedstaaten ein solches Berufsrecht einführen, falls sie es noch 

nicht haben.  

 

Zwischenzeitlich wurde die zunächst für Mai 2022 angekündigte Konsultation verschoben. Es 

scheint Diskussionen innerhalb der Kommission zu geben. Die BStBK wird diese Bestrebungen sei-

tens der EU weiterhin intensiv und kritisch begleiten. 

 

 

 

Berufsrecht 
 

Update: EU-Geldwäsche-Paket  
 

Während die Legislativvorschläge des Geldwäsche-Pakets aus Sommer 2021 weiterhin im Rat dis-

kutiert werden, ist das Europäische Parlament nicht untätig geblieben. Bereits am 31. März 2022 

haben die Berichterstatter der betreuenden ECON und LIBE Ausschüsse einen eigenen Vorschlag 

zur Geldwäsche-Verordnung vorgestellt. 

  

Nun wurde am 18. Mai 2022 auch der parlamentarische Berichtsentwurf zur Geldwäsche-Richtlinie 

veröffentlicht. Dort zeigt sich insbesondere der Einfluss der verhängten Sanktionen gegen Russland 

im Zusammenhang mit dem Einfrieren von Vermögenswerten: Die Berichterstatter haben einige 

Verschärfungen bei der Erfassung und Identifizierung von (wirtschaftlichen) Eigentümern von Ver-

mögenswerten wie Anwesen, Privatflugzeugen und Megajachten eingefügt. Sie weisen nochmals 

darauf hin, dass die ordnungsgemäße Beaufsichtigung sowohl von Kredit- und Finanzinstituten als 

auch von anderen Verpflichteten im Nicht-Finanzsektor das Kernstück eines wirksamen 

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_21_3690
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CJ12-PR-719945_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/CJ12-PR-730070_DE.pdf
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Rechtsrahmens zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung darstellt. Außerdem 

erklären sie ihre volle Unterstützung des Kommissionsvorschlags im Hinblick auf die öffentliche Be-

aufsichtigung von Selbstverwaltungseinrichtungen. 

 

Für den Berufsstand ist in diesem Sinne der kürzlich veröffentlichte dritte Berichtsentwurf zur Ver-

ordnung zur Errichtung der EU-Behörde zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinan-

zierung (AMLA) von hoher Brisanz. Die parlamentarischen Berichterstatter MdEP Luis Garicano 

(Renew) und Emil Radev (EPP) fordern ebenfalls eine Stärkung der Kompetenzen der AMLA. Ins-

besondere schlagen sie weitere Zuständigkeiten im Hinblick auf die Zusammenarbeit mit den Finan-

cial Intelligence Units (FIUs) vor. Außerdem sollen für die Auswahl des Standorts der AMLA zusätz-

liche Kriterien, wie beispielsweise das Vorhandensein von hoch-qualifizierten und spezialisierten 

Fachkräften, festgeschrieben werden. 

Es ist davon auszugehen, dass die Abstimmungen zu den Berichtsentwürfen erst nach der Som-

merpause stattfinden werden. 

 

Neben konkreten Änderungsvorschlägen, die die BStBK im Namen der German Tax Advisers an die 

Abgeordneten der Ausschüsse herangetragen hat, haben BStBK, BNotK, BRAK, DAV, WPK und 

DStV unter dem Dach des BFB im April 2022 ein auf bestimmte Problempunkte abzielendes ge-

meinsames politisches Anschreiben an alle deutschsprachigen Abgeordneten verfasst. Von der Er-

richtung der AMLA und den damit verbundenen Gefahren für die körperschaftliche Selbstverwaltung 

wären in Deutschland auch die Rechtsanwälte, Notare und Wirtschaftsprüfer betroffen. 

 

 

Steuerrecht 

 

BStBK unterstützt Kampf gegen Briefkastenfirmen    
 
Im Dezember 2021 hatte die Europäische Kommission ihren Vorschlag zur Bekämpfung der miss-

bräuchlichen Nutzung von Briefkastenfirmen für Steuerzwecke („UNSHELL“) veröffentlicht. Sie 

nimmt damit Unternehmen in den Blick, die keine wirtschaftliche Substanz in der EU vorweisen kön-

nen. In ihrer Stellungnahme vom 6. April 2022 begrüßt die BStBK die Initiative der Kommission, die 

Nutzung von Briefkastenfirmen zu verhindern, wenn diese ausschließlich aus steuerlichen Gründen 

gegründet werden und keinen weiteren unternehmerischen Zweck verfolgen. Die Richtlinie müsse 

dabei zwingend genutzt werden, um einen Beitrag zur Vereinfachung des Steuerrechts zu leisten 

https://ec.europa.eu/taxation_customs/system/files/2021-12/COM_2021_565_1_EN_ACT_part1_v7.pdf
https://ec.europa.eu/taxation_customs/system/files/2021-12/COM_2021_565_1_EN_ACT_part1_v7.pdf
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und dem schon bestehenden Flickenteppich nicht eine weitere unabgestimmte Missbrauchsvermei-

dungsnorm hinzuzufügen. 

Die BStBK schlägt daher unter anderem vor, betroffenen Unternehmen durch den Sitzstaat eine 

Ansässigkeitsbescheinigung auszustellen, die unionsweit Bindungswirkung entfaltet. Außerdem regt 

sie an, einen einheitlichen Substanzbegriff zu definieren, um Rechtssicherheit und einheitliche Miss-

brauchsvermeidungsregeln zu gewährleisten. Die im Richtlinienvorschlag angegebenen Indikatoren 

zur Festlegung, wann eine hinreichende Substanz gegeben ist, seien unzureichend. Ein Aktiv-/Pas-

sivkatalog zur Definition der wirtschaftlichen Tätigkeit eines Unternehmens könne hier für mehr Klar-

heit sorgen.  

 

Im deutschen Steuerrecht sei mit § 42 Abgabenordnung bereits eine allgemeine Anti-Missbrauchs-

regel enthalten, die schon durch eine Vielzahl speziellerer Normen flankiert würde. Daher plädiert 

die BStBK in ihrer Stellungnahme dafür, nationale Vorschriften, die die gleiche Zielsetzung verfol-

gen, als gleichwertig anzuerkennen.  

 

Einen konkreten Zeitplan zur Verabschiedung der Richtlinie gibt es noch nicht. Das Europäische 

Parlament hat in der Zwischenzeit seine Arbeit an der „UNSHELL“-Richtlinie begonnen. Die Bericht-

erstatterin aus dem Wirtschaftsausschuss, MdEP Lídia Pereira (EVP, Portugal), hat kürzlich ihren 

Entwurf einer Stellungnahme veröffentlicht. Pereira möchte einen angemessenen Rechtsrahmen 

schaffen, der die Situation kleiner und mittlerer Unternehmen schützt, die rechtliche Strukturen nut-

zen, um Investitionen zu fördern, nationale Gesetze einhalten oder auf verschiedenen nationalen 

Märkten tätig sind. Gleichzeitig sollen aber konkrete Rechtsvorschriften gegen den Missbrauch von 

Briefkastenfirmen zur Steuervermeidung erlassen werden: Die Berichterstatterin wünscht sich mehr 

Rechtsklarheit über die Pflichten der meldepflichtigen Unternehmen und über die Mindestsubstanz 

für Steuerzwecke. Unter anderem schlägt sie vor, die Strafe für die Nichteinhaltung der Richtlinie 

auf 2,5 % statt 5 % des Umsatzes des Unternehmens zu senken und die neuen Regeln ein Jahr 

später als von der Kommission vorgesehen, nämlich 2025, anzuwenden.  

 

 

 

 

 

 

 

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-PR-731794_EN.pdf
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BStBK zur globalen Mindestbesteuerung (Säule 2)   
 

Die BStBK hat sich im April 2022 zum Kommissionsvorschlag für eine Richtlinie zur Gewährleistung 

einer globalen Mindestbesteuerung für multinationale Unternehmen in der Union geäußert. Sie be-

grüßt in ihrer Stellungnahme das Ziel einer einheitlichen Umsetzung der politischen Einigung zur 

Einführung einer globalen Mindeststeuer. Diese müsse die Vorgaben der OECD umsetzen.  

Mit einer EU-Richtlinie werden die Mitgliedstaaten verpflichtet, die globale Mindestbesteuerung ein-

zuführen und sind durch das Einstimmigkeitsprinzip dauerhaft an diese gebunden. Sollten sich wich-

tige Drittstaaten nicht an die politische Einigung halten bzw. die globale Mindeststeuer nicht langfris-

tig erheben, könnte dies einen gravierenden Wettbewerbsnachteil für europäische Unternehmen 

bedeuten. Aus Sicht der Bundessteuerberaterkammer sollte die Richtlinie daher nach fünf Jahren 

überprüft werden. Es steht den Mitgliedstaaten frei, unabhängig von einer einheitlichen Regelung 

auf EU-Ebene die globale Mindeststeuer nach OECD-Vorgaben im nationalen Steuerrecht zu ver-

ankern. 

 

Da der Aufwand für Unternehmen, den Pflichten aus der Richtlinie nachzukommen, erheblich sei 

und die Anpassung der Rechnungslegungssysteme Zeit in Anspruch nehmen werde, wirbt die 

BStBK dafür, die Einführung der Mindeststeuer mindestens um ein Jahr auf 2024 zu verschieben. 

Sie schlägt außerdem vor, Anfangsfehler, die bei der Umsetzung der Vorgaben auftreten können, 

übergangsweise nicht mit der gleichen Intensität zu ahnden wie in einem eingespielten System.  

 

Aufgrund des immensen Verwaltungsaufwands sowie der Komplexität der vielen Anti-Missbrauchs-

normen seien eine Reihe von Vereinfachungsregelungen notwendig. Diese betreffe z.B. eine Whi-

telist für Staaten, in denen regelmäßig ein effektiver Steuersatz über 15 % anfällt, oder eine Aus-

nahme von Gesellschaften, in denen lediglich Verluste erzielt werden. Zudem sei eine Überarbeitung 

der ATAD (Anti-Tax-Avoidance Directive) notwendig, um die Missbrauchsvermeidungsregeln insge-

samt zu vereinfachen.  

 

Der Richtlinienvorschlag wird derzeit unter der Führung der französischen Ratspräsidentschaft im 

ECOFIN-Rat diskutiert und wird aller Wahrscheinlichkeit nach am 17. Juni 2022 von allen Finanzmi-

nistern angenommen.  

 

 

 

https://ec.europa.eu/taxation_customs/system/files/2021-12/COM_2021_823_1_EN_ACT_part1_v11.pdf
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Kommission geht gegen Verschuldungsanreize vor  
 

Am 11. Mai 2022 hat die Kommission ihren Legislativvorschlag für einen Freibetrag als Anreiz gegen 

eine Bevorzugung der Fremd- gegenüber der Eigenkapitalfinanzierung (DEBRA) veröffentlicht. Un-

ternehmen sollen mit dieser Initiative dazu bewegt werden, ihre Investitionen mit Eigenkapital anstatt 

mit Fremdkapital zu finanzieren. Der Vorschlag sieht einen Freibetrag für neues Eigenkapital sowie 

eine Begrenzung der Abzugsfähigkeit von Fremdkapitalkosten vor.  

 

Die Steuersysteme in der EU erlauben den Abzug von Schuldzinsen bei der Berechnung der Steu-

erbemessungsgrundlage für die Körperschaftssteuer, während Kosten im Zusammenhang mit der 

Eigenkapitalfinanzierung meist nicht steuerlich absetzbar sind. Diese Asymmetrie in der steuerlichen 

Behandlung ist nach Ansicht der Kommission einer der Faktoren, die die Verwendung von Fremd-

kapital gegenüber Eigenkapital zur Finanzierung von Investitionen begünstigen. Mit der Richtlinie 

soll sichergestellt werden, dass Eigenkapital steuerlich ähnlich behandelt wird wie Fremdkapital, so 

dass Unternehmen beide Optionen gleichberechtigt prüfen und die für ihr Geschäftsmodell am bes-

ten geeignete Finanzierungsquelle wählen können. 

Der Freibetrag soll für alle Steuerpflichtigen gelten, die in einem oder mehreren Mitgliedstaaten der 

Körperschaftsteuer unterliegen, mit Ausnahme von Finanzunternehmen.  

 

Erhöhungen des Eigenkapitals eines Steuerpflichtigen sollen von einem Steuerjahr zum nächsten 

von der Steuerbemessungsgrundlage abgezogen werden können. Der Freibetrag würde auf der 

Grundlage der Differenz zwischen dem Nettoeigenkapital am Ende des laufenden Steuerjahres und 

dem Nettoeigenkapital am Ende des vorangegangenen Steuerjahres, multipliziert mit einem fiktiven 

Zinssatz, berechnet werden. Für den fiktiven Zinssatz wird auf den festgelegten risikofreien Zinssatz 

zurückgegriffen, der mit einem Risikoaufschlag von 1 % (für KMU 1,5 %) versehen wird. Der Frei-

betrag gilt für einen Zeitraum von zehn Jahren. Flankierend sind beschränkende Maßnahmen vor-

gesehen. 

 

Dieser Freibetrag für fiktive Eigenkapitalzinsen soll mit einer Beschränkung der steuerlichen Ab-

zugsfähigkeit von schuldenbezogenen Zinszahlungen einhergehen. Die Abzugsfähigkeit von Zinsen 

soll durch eine proportionale Beschränkung auf 85 % des Zinssaldos begrenzt werden. Der Richtli-

nienentwurf sieht vor, diese Abzugsbeschränkung parallel zur aus der ATAD 1 resultierenden Zins-

schrankenregelung anzuwenden. 

https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12995-Freibetrag-als-Anreiz-gegen-eine-Bevorzugung-der-Fremd-gegenuber-der-Eigenkapitalfinanzierung-DEBRA-_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12995-Freibetrag-als-Anreiz-gegen-eine-Bevorzugung-der-Fremd-gegenuber-der-Eigenkapitalfinanzierung-DEBRA-_de
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Nach Ansicht der Kommission würde ein solcher Ansatz es ermöglichen, gegen Verschuldungsan-

reize einzugehen und gleichzeitig die Nachhaltigkeit der öffentlichen Finanzen der Mitgliedstaaten 

zu wahren. 

Stakeholder haben bis Ende Juli 2022 Zeit, sich zu dem Richtlinienvorschlag zu äußern. Die BStBK 

wird zeitnah eine Stellungnahme abgeben.  

 
 
 

ETAF-Konferenz zur Rolle des Berufsrechts 

 
Am 14. Juni 2022 lädt die ETAF zur Konferenz „Professional regulation: a cornerstone for curbing 

down abusive tax avoidance“ ein.   

Als Reaktion auf die Pandora-Papers prüft die Europäische Kommission derzeit legislative Maßnah-

men, um stärker gegen missbräuchliche Steuergestaltungen vorzugehen. Im Gespräch ist die Ver-

hängung von Sanktionen oder abschreckenden Strafen gegen die „Ermöglicher” (EN: „enablers“) 

bestimmter legaler, aber missbräuchlicher Steuergestaltungen und die Versagung eines aus einer 

solchen Steuergestaltung resultierenden Steuervorteils, wenn dieser „vom Gesetzgeber nicht beab-

sichtigt war“. 

 

Als Vertreter des Berufsstands werden wir bei dieser Brüsseler Konferenz die Rolle des Berufs-

stands bei der Einhaltung von Tax Compliance hervorheben und den wertvollen Beitrag berufsrecht-

licher Regelungen für die Bekämpfung von Steuervermeidung und die Stabilität unserer Steuersys-

teme unterstreichen. Als Podiumsgäste sind MdEP Markus Ferber, Benjamin Angel, Direktor GD 

TAXUD, Sarah Godar, Wissenschaftlerin bei der Europäischen Steuerbeobachtungsstelle sowie 

Philippe Vanclooster, Vorstandsmitglied der belgischen Steuerberaterorganisation ITAA eingeladen. 

Die Diskussion wird von Todd Buell, Steuerjournalist bei Law360, moderiert. 

Die Konferenz findet im Stanhope-Hotel in Brüssel als Präsenzveranstaltung statt und wird zusätz-

lich online übertragen.  

 

Wir freuen uns über Ihre Teilnahme. Hier können Sie sich zu der Konferenz anmelden. 

https://sweapevent.com/14-06-2022_etaf_conference
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